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Arbeitsschutzvorschriften (Arbeitnehmer ab 18 Jahren): 

 

Grund für die Bestimmungen:  

 

Sie sollen die Arbeitskraft des Arbeitnehmers vor übermäßiger Ausnutzung schützen und ihm 

im Interesse seiner Menschenwürde und der Entfaltung seiner Persönlichkeit Raum für Freizeit 

und Muße geben. 

 

Wichtige Bestimmungen sind: 

 

a) Arbeitsschutzgesetz (ArbZG)1:  

 

§ 3 Arbeitszeit des Arbeitnehmers Sie darf 8 Stunden nicht überschreiten. Sie 

kann auf bis zu 10 Stunden verlängert wer-

den, wenn innerhalb von sechs Kalenderta-

gen oder innerhalb von 24 Wochen im 

Durchschnitt 8 Stunden werktäglich nicht 

überschritten werden. 

§ 7 Abweichende Regelungen In einem Tarifvertag oder aufgrund eines Ta-

rifvertrages in einer Betriebs- oder 

Dienstvereinbarung kann zugelassen werden:  

 

a) Die Arbeitszeit über 10 Stunden 

werktäglich zu verlängern 

b) Einen anderen Ausgleichszeitraum 

festzulegen 

§ 4 Ruhepausen und Ruhezeit Ruhepausen:  

 

 Mindestens 30 Min. bei einer Arbeits-

zeit von 6 bis 9 Stunden 

 Mindestens 45 Min. bei einer Arbeits-

zeit von mehr als 9 Stunden 

 

(Als Ruhepause gilt eine Arbeitsun-

terbrechung von 15 Minuten) 

 

Ruhezeit: 

 

 Mindestens 11 zusammenhängende 

Stunden nach Arbeitsende 

§ 9 Sonn- und Feiertage Keine Beschäftigung an Sonn- und Feierta-

gen mit Ausnahme u.a. für Mehrschichtbe-

triebe, Gastronomiebetriebe, Feuerwehr, 

Krankenhäuser. 

                                                
1 Die vollständigen gesetzlichen Regelungen finden Sie unter folgendem Link: https://www.gesetze-im-
internet.de/arbzg/BJNR117100994.html 

https://www.gesetze-im-internet.de/arbzg/BJNR117100994.html
https://www.gesetze-im-internet.de/arbzg/BJNR117100994.html
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b) Mindesturlaubsgesetz: 

 

§ 2 Geltungsbereich Arbeitnehmer sind im Sinne des Gesetzes 

Arbeiter, Angestellte und Auszubildende 

§ 3 Dauer des Urlaubs Die Urlaub beträgt jährlich mindestens 

24 Werktage 

Als Werktage gelten alle Kalendertage, 

die nicht Sonn- oder Feiertage sind 

 

 

Zeitliche Festlegung: 

 

In den ersten sechs Monaten des Beschäftigungsverhältnisses erhält der Arbeitnehmer 

pro Monat 1 12⁄  des Jahresurlaubs. Erst nach Ablauf der Wartezeit von 6 Monaten wird 

der volle Urlaubsanspruch erworben. Im Kalenderjahr nicht genommener Urlaub darf 

in das nächste Jahr übertragen werden, muss aber bis zum 31. März gewährt und ge-

nommen worden sein, danach verfällt er. 

 

Die Urlaubswünsche des Arbeitnehmers sind zu berücksichtigen, sofern diese nicht den 

Urlaubswünschen anderer Arbeitnehmer, die aus sozialen Gründen Vorrang genießen 

(z.B. Eltern), entgegenstehen. Auch dringliche betriebliche Belange können die Ableh-

nung eines Urlaubswunsches rechtfertigen. 

 

 

c) Mutterschutzgesetz 

 

Basis: Grundgesetz Artikel 6 Absatz 4:  

 

Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Aufgaben des Mutterschutzes 

Schutz des werdenden Kin-

des und der Mutter vor Ge-

sundheitsschädigungen am 

Arbeitsplatz. 

Soziale Absicherung der 

Mutter. Keine beruflichen 

Nachteile durch Schwanger-

schaft und Kinderpflege. 
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Regelungen nach dem Mutterschutzgesetz: 

 

Werdende Mutter Arbeitgeber 

 Sie sollen ihrem Arbeitgeber die 
Schwangerschaft mitteilen, so-
bald sie ihnen bekannt ist. 
 

 Auf Verlangen des Arbeitgebers: 
Vorlage eines ärztlichen Attests o-
der eines Attests einer Hebamme 
über die bestehende Schwanger-
schaft und den Tag der mutmaßli-
chen Entbindung. 

 Unterrichtung des Gewerbeauf-
sichtsamtes 

 Arbeitsplatz und Arbeitsablauf 
müssen so gestaltet werden, dass 
die Gesundheit der werdenden 
Mutter nicht gefährdet wird 

 Keine Beschäftigung 6 Wochen 
vor der Entbindung 
Ausnahme: Weiterbeschäftigung 
auf ausdrücklichen Wunsch der 
werdenden Mutter, der aber jeder-
zeit widerrufen werden kann 

 Keine Beschäftigung in den ersten 
8 Wochen nach der Entbindung 
(12 bei Mehrlingsgeburten) 

 Die Kündigung während der 
Schwangerschaft und bis zum Ab-
lauf von 4 Monaten nach der Ent-
bindung ist unzulässig. 

 

 

d) Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz: 

 

Elternzeit: 

 

Beide Elternteile können bis zu 3 Jahre Elternzeit in Anspruch nehmen. Elternzeit gibt 

es als Teil- und Vollzeitform. Während der Elternzeit ist Teilzeitarbeit bis zu 30 Stunden 

pro Woche möglich. Anspruch auf Elternzeit besteht bis zur Vollendung des 3. Lebens-

jahres des Kindes. 

 

Eltern deren Kinder ab dem 01.07.2015 geboren sind, können 24 statt bisher 12 Monate 

Elternzeit auf den Zeitraum zwischen dem dritten Geburtstag und der Vollendung des 

achten Lebensjahres des Kindes übertragen. 

 

Während der Elternzeit besteht Kündigungsschutz. 
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Elterngeld: 

 

Für die Eltern von Kindern, die ab dem 01.07.2015 geboren sind, besteht die Möglich-

keit, zwischen dem bisherigen Elterngeld (Basiselterngeld) und ElterngeldPlus zu wäh-

len oder beides zu kombinieren. 

 

Das Basiselterngeld: 

 

Es beträgt 65% des bisherigen Nettoeinkommens. Diesen Betrag erhalten berufstätige 

Eltern, die ihr Kind für 1 Jahr zuhause betreuen. Das Mindestelterngeld von 300€ erhal-

ten alle, die nach der Geburt ihr Kind selbst betreuen und höchstens 30 Stunden pro 

Woche arbeiten. Bleibt auch der zweite Elternteil mindestens 2 Monate zuhause, ver-

längert sich die Bezugsfrist auf 14 Monate. 

 

 

Das ElterngeldPlus: 

 

Es ist für Eltern gedacht, die 30 Stunden pro Woche arbeiten wollen. Jeden Monat wird 

die Hälfte des Elterngelds ausbezahlt, dafür aber doppelt so lange. Für Eltern, die paral-

lel für 4 Monate jeweils 25-30 Stunden pro Woche arbeiten, gibt es einen Partnerschafts-

bonus von vier zusätzlichen ElterngeldPlus-Monaten. 


